
Mit der Erschließung des Stadtteils Essen 51 und weiterer Ansiedlungen
im Bereich des Krupp-Gürtels sowie innerstädtischen Ansiedlungs-
projekten in der Stadt Essen steigt das Verkehrsaufkommen im
Nordwesten der Stadt und führt zu deutlichen Mehrbelastungen im
städtischen Straßennetz. Damit diese Mehrverkehre im Norden auf
kürzestem Wege auf das überregionale Straßennetz der A 42 geleitet
werden, wird die Bottroper Straße ausgebaut; dies ist im Prognose-
Nullfall berücksichtigt. Durch die Fortführung des Berthold-Beitz-
Boulevards wird in südlicher Richtung eine direkte Verbindung zur A 40
über die Friedrichstraße geschaffen. Mit der Verlagerung von
Verkehrsströmen auf diese Achse wird der Streckenabschnitt der
Friedrichstraße zwischen dem Knotenpunkt Berthold-Beitz-Boulevard/
Hachestraße im Norden und dem Knotenpunkt Holsterhauser Straße/
Kruppstraße im Süden deutlich mehr belastet, dadurch wird ein Ausbau
erforderlich.

Folgende Ausbaumaßnahmen sind innerhalb der Friedrichstraße
vorgesehen:
- Als Straßenquerschnitt für den untersuchten Streckenzug der Hans-
Böckler-Straße und der Friedrichstraße sind durchgängig 3+2 Fahr-
streifen sowie Erweiterungen der Aufstellstreifen in den Knotenpunkten
vorgesehen.

- Am Knotenpunkt Berthold-Beitz-Boulevard/B224/Hachestraße wird aus
Gründen der Leistungsfähigkeit auf eine direkte Führung der von Süden
kommenden Linksabbieger verzichtet. Diese werden über zwei Streifen
in einem nördlich nachgeordneten Knotenpunkt (Schwanenkampstraße)
und eine Rampe auf den Berthold-Beitz-Boulevard geleitet.

- Am Knotenpunkt Hans-Böckler-Straße/Schederhofstraße wird auf die
Linksabbiegemöglichkeit aus der Schederhofstraße zugunsten eines
zweiten Linksabbiegestreifens von der Friedrichstraße (Süd) verzichtet,
von der insbesondere die ÖPNV-Linie 196 profitiert.

- An allen Knotenpunkten wird aus Gründen der Verkehrssicherheit der
Fuß- und Radverkehr in die Signalisierung einbezogen.
Rechtsabbiegende Kfz-Verkehre werden nicht als freifließender Verkehr
geführt, um Konflikte zu vermeiden.

Die Maßnahmen wurden mit dem Verkehrsmodell der Stadt Essen auf ihre
Wirkung untersucht. Dabei zeigten sich folgende Wirkungen:
1. Auf der Bahnüberführung zwischen Berthold-Beitz-Boulevard und

Kruppstraße sind starke Belastungszunahmen auf 53.450 KFZ/24 h zu
erwarten.

Südlich der Einmündung mit der Schederhofstraße werden die
Verkehrsmengen weiter ansteigen und erreichen Belastungswerte von
über 65.000 Kfz/24 h. Diese ist mit 3 Fahrstreifen in Fahrtrichtung Süd
und 4 Fahrstreifen in Richtung Nord ausreichend leistungsfähig, um
diese Verkehrsmengen aufzunehmen.

2. Die maximale zu erwartende Verkehrsbelastung auf dem Berthold-
Beitz-Boulevard liegt bei 31.800 Kfz/24 h im Streckenabschnitt
zwischen der Altendorfer Straße und der Frohnhauser Straße. Der 4-
streifige Ausbau des Berthold-Beitz-Boulevards ist für diese Verkehrs-
menge ausgelegt und ausreichend leistungsfähig.

3. Im Prognose-Nullfall ohne Realisierung des 3. Bauabschnittes werden
die Kfz-Verkehre über die Frohnhauser Straße in Richtung Innenstadt
geleitet und führen auf der Frohnhauser Straße - auch über die Hans-
Böckler-Straße hinaus - zu Verkehrsbelastungen von über 17.000
Kfz/24 h.

4. Mit Fertigstellung des 3. Bauabschnittes wird eine durchgehende Nord-
Süd-Verbindung parallel zur Hans-Böckler-Straße realisiert. Die
Entlastungswirkungen auf der Hans-Böckler-Straße liegt bei 17 %
gegenüber dem Prognose-Nullfall.

5. Mit Durchbindung des Berthold-Beitz-Boulevards bis zur Hans-Böckler-
Straße steigen die Verkehrsbelastungen auf der Hachestraße ohne
kompensierende Maßnahmen deutlich an und würden so in den
Bahnhofsbereich geleitet. Durch verkehrslenkende Maßnahmen und
entsprechende Drosselung in der Signalplanung werden die Verkehrs-
mengen auf ca. 5.000-8.000 Kfz/24 h reduziert, so dass die Be-
hinderungen für den Straßenbahnverkehr minimiert werden.

Fazit
Der Umbau und Ausbau der Friedrichstraße sowie des angrenzenden
Berthold-Beitz-Boulevards basiert auf der Zielsetzung, ein leistungs-
fähiges Straßennetz vorzuhalten. Hierdurch soll den künftigen
städtebaulichen Entwicklungen die Erschließung ermöglicht werden.
Es wurde auf bereits gefertigte Straßenentwürfe als Grundlage zurück
gegriffen, die die Dimensionierung des Straßenraums im angemessenen
Umfang vorgeben. Eine leistungsfähige Abwicklung ist daher
vorausgesetzt.
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Die Initiative zur Aufstellung eines Bebauungsplanes
kann vonder Bürgerschaft,der Verwaltungoder vonder
Politik (Rat,Ausschuss, Bezirksvertretung)ausgehen. Ein
Anspruch auf Aufstellung von Bebauungsplänen
besteht nicht. Die Verwaltung prüft die Erforderlichkeit
und erarbeitet Lösungsvorschläge. Der Ausschuss für
Stadtentwicklung undStadtplanung prüftdie Vorschlä-
ge und beauftragt die Verwaltung, die frühzeitige
Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen. Der Tages-
presse, dem örtlichenPlakataushang und den verteilten
Handzetteln ist zu entnehmen, wann und wo die
Planungen ausgestellt und vorgestellt werden. In einer
öffentlichen Diskussionwerden die Ziele und Zwecke der
Planung dargelegt. Die Bürger haben die Möglichkeit,
die Planungsabsichten mit den Vertretern der Stadt zu
diskutieren.

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlich-
keitsbeteiligung und der frühzeitigen Beteiligung der
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
erstellt die Stadtverwaltung den förmlichen Bebau-
ungsplanentwurf.
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Stadtplanung
beschließt, den Bebauungsplan inkl. Begründung einen
Monat öffentlich auszulegen (Offenlage).
Ort und Dauer dieser öffentlichen Auslegung werden
eine Woche vorher im Amtsblatt sowie in der Tages-
presse ortsüblich bekanntgemacht.Während der öffent-
lichen Auslegung können erneut Stellungnahmen zum
Bebauungsplan vorgebracht werden, auch von Bürgern,
die nicht unmittelbar von der Planung betroffen sind.
Parallel zur Offenlage werden die Behörden und die
sonstigen Träger öffentlicher Belange erneut beteiligt.

Die Verwaltungwertet dieStellungnahmen ausund legt
sie dem Rat zur Entscheidung vor. Der Rat wägt die
öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und
untereinander ab und entscheidet über ihre Berück-
sichtigung oder Zurückweisung. Dann wird der Plan als
Satzung beschlossen.
Den Einsendern von Stellungnahmen wird das Ergebnis
der Entscheidungmitgeteilt. Nach der Bekanntmachung
des Beschlusses ist der Bebauungsplan eine rechts-
kräftige Satzung(Ortsrecht) undist somitGrundlage für
die Umsetzung. Er kann ab sofort beim Amt für
Stadtplanung undBauordnung eingesehenwerden.


